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Klimaschutz trotz Trump?

Der US-Präsident steigt aus dem Pariser Abkommen aus. Das klingt viel dramatischer, als es ist  

n einer Washingtoner Sportarena zelebriert Donald Trump einen Akt, der ihm ein besonderes 
Herzensanliegen ist. Er ist gerade mal wenige Stunden im Amt, da unterschreibt er im Scheinwerferlicht ein 
Dekret zum Austritt der USA aus dem Pariser Klimaschutzabkommen – und die Fans bejubeln ihn wie sonst 
das örtliche Eishockeyteam. 

Dieser Vertrag sei nichts als eine »unfaire, einseitige Abzocke«, wettert Trump. »Die Vereinigten Staaten 
werden nicht die eigene Industrie sabotieren, während China ungestraft die Umwelt verschmutzt.« Beim 
Klimaschutz sei es doch so: »Wenn es nicht jeder macht, funktioniert es einfach nicht.« 

Also lässt er es lieber. Und befördert stattdessen das Gegenteil, drängt die Bohrfirmen im Land dazu, 
möglichst viel Öl und Gas aus der Erde zu holen. 

Doch was bedeutet es für das Klima, wenn die größte Volkswirtschaft der Welt nicht mehr mitmacht? Und 
was heißt das für Deutschland und Europa, wo man den Klimaschutz in den vergangenen Jahren so stark 
vorangetrieben hat wie sonst kaum irgendwo auf der Welt? Die Antworten darauf sind verblüffend. Wer sich 
mit deutschen Klimaökonomen und Managern unterhält, stößt nicht auf Untergangsstimmung. Sondern vor 
allem auf die Ansicht, dass Trumps radikaler Schritt ein Weckruf sein sollte – um unter den verbleibenden 
Klimaschützern noch besser zusammenzuarbeiten und die Fehler der heimischen Klimapolitik abzustellen.

Zur Beruhigung trägt bei, dass die USA sowieso nie wirklich ein frontrunner beim Klimaschutz waren. Zu 
sehr hängt das Land bis heute an seinen fossilen Brennstoffen. Der Boom der brachialen Fracking-
Technologie machte die USA zum weltgrößten Produzenten von Öl und Gas.

Trump trat schon in seiner ersten Amtszeit 2017 aus dem Pariser Abkommen aus, damals dauerte die 
Kündigung noch gut drei Jahre. Sein Nachfolger Joe Biden machte sie sofort rückgängig. Diesmal kann das 
Land bereits nach einem Jahr austreten – und dennoch werden die Folgen wohl überschaubar bleiben. Denn 
auch in den USA werden längst Windräder und Solarmodule in großem Stil installiert – weil sich deren 
Betrieb finanziell lohnt und sie günstige Energie liefern. Das passiert auch in vielen republikanisch regierten 
Bundesstaaten. So liegt ausgerechnet Texas, das durch den Ölboom reich wurde, ganz vorn beim 
Windkraftausbau. Weil die USA sich zugleich langsam aus der Kohleverstromung verabschieden, sinken die 
CO₂-Emissionen im Land seit 2008. 

Trump kann zwar viel polemisieren, aber er ist nicht mächtig genug, um die Gesetze des Marktes außer Kraft 
zu setzen. Die besagen, dass die großen Öl- und Gasfirmen die fossilen Brennstoffe nur dann aus dem Boden 
holen, wenn es sich lohnt. Das ist nur der Fall, wenn die Preise ein gewisses Mindestniveau übertreffen. Fällt 
der Preis wegen immer neuer Bohrlöcher zu stark, werden sie schlicht unrentabel. 

Auch wenn man die weltweiten CO₂-Emissionen betrachtet, sinkt der Anteil der USA daran schon lange. Lag 
er 1945 noch bei mehr als der Hälfte, sind es inzwischen 13 Prozent. Dieser enorme Rückgang liegt vor 
allem am Aufstieg anderer Weltregionen. Bereits 2006 löste China die USA als größter Klimaverschmutzer 
der Erde ab. Die zweitgrößte Volkswirtschaft mit ihren 1,4 Milliarden Einwohnern stößt mittlerweile 31,5 
Prozent der globalen CO₂-Emissionen aus. Das bedeutet: Die Klimapolitik von Xi Jinping ist fast dreimal so 
wichtig wie die von Donald Trump.

Chinas Wirtschaftswachstum basiert bis heute zu einem Großteil auf Kohle. Die Kommunistische Partei lässt 
weiterhin zahlreiche neue Kohlemeiler bauen – zugleich aber auch massenhaft Windräder und Solarmodule 
installieren, weit mehr als in jedem anderen Land der Erde.

Und Europa? Die EU hat einen Anteil von 6,6 Prozent am weltweiten CO₂-Ausstoß, Deutschland von nur 1,6 
Prozent. Auch deshalb flammte vor einigen Wochen bereits eine Debatte auf, ob man das deutsche Klimaziel, 
schon bis 2045 klimaneutral zu sein, angesichts der Wirtschaftskrise nicht lockern sollte. Das sei »nicht in 
Stein gemeißelt«, sagte der frühere Chef des Bundesverbands der Deutschen Industrie Siegfried Russwurm. 
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Auch Christian Lindner (FDP) forderte in seinen letzten Tagen als Finanzminister von Kanzler Olaf Scholz 
(SPD) eine Aufweichung.

Doch die Vorstöße zündeten nicht, denn die großen deutschen Unternehmen schlossen sich nicht an. Selbst 
jene nicht, die viel CO₂ ausstoßen. »Wir müssen den Weg zu Net Zero weitergehen«, sagt Christian Hartel, 
der Chef des bayerischen Chemiekonzerns Wacker – »aber mit mehr Realitätssinn, pragmatischer und 
fokussierter«. Die deutsche Industrie brauche vor allem wettbewerbsfähige Strompreise, dann gelinge auch 
der grüne Umbau. Und Stefan Rauber, Chef der Stahl-Holding-Saar, eines der größten Stahlproduzenten 
Europas, sagt: »Wir brauchen dringend Entlastung von Regularien, die uns hier die Hände und Füße fesseln – 
und wirksamen Schutz vor unfairen Billigimporten aus China.« Mit dem Klimaschutz haben die beiden aber 
kein Problem. Das heißt: Wenn die Politik in Berlin und Brüssel den heimischen Klimaschutz 
wirtschaftlicher organisiert, bleiben die Firmen dabei, egal was Trump macht. 

Dessen Rückzug vom Pariser Abkommen ist für deutsche Klimaökonomen wie Ottmar Edenhofer ein 
Anlass, mehr denn je für internationale Zusammenarbeit beim Klimaschutz zu werben. »Europa braucht jetzt 
neue Freunde«, sagt er. Am besten sei »ein freundliches ›Wie du mir, so ich dir‹«: Wer in Klimafragen 
kooperiere, solle freundschaftlich behandelt werden. Wer sich aber weigere, wie die EU einen Preis auf CO₂ 
zu erheben, werde mit den neuen Klimazöllen belegt, die Brüssel 2026 einführen will. 

Die treffen dann auch Waren aus Amerika.

2


